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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
zur Aufhebung der Verordnung über Lernmittel von geringem Wert

Vom 21. Februar 2006

Auf Grund von § 30 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen
Schulgesetzes vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt
geändert am 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 267), wird verordnet:

Einziger Paragraph
Die Verordnung über Lernmittel von geringem Wert vom

8. Juli 1975 (HmbGVBl. S. 137) wird aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 21. Februar 2006.
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§ 1
„Sport, Spaß und Familie“

Verkaufsstellen im Bereich des Stadtteils Langenhorn dür-
fen am Sonntag, dem 2. April 2006, aus Anlass der Veranstal-
tung „Sport, Spaß und Familie“ in der Zeit von 12.00 Uhr bis
17.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt ge-
ändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt unberührt.

Hamburg, den 3. März 2006.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord

Zehnte Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten aus Anlass von Märkten, Messen

und ähnlichen Veranstaltungen des Bezirksamtes Hamburg-Nord
Vom 3. März 2006

Auf Grund von § 14 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Geset-
zes über den Ladenschluss in der Fassung vom 2. Juni 2003
(BGBl. I S. 745), geändert am 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1954,
1968),  in Verbindung mit der Weiterübertragungsverordnung-
Verkaufszeiten vom 11. Juni 2002 (HmbGVBl. S. 92), geändert
am 23. September 2003 (HmbGVBl. S. 477), wird verordnet:
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Rotherbaum 27 für den Geltungs-
bereich Rothenbaumchaussee – Hallerstraße – Mittelweg – Bei
St. Johannis – Heimhuder Straße – Turmweg (Bezirk Eims-
büttel, Ortsteil 312) wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. 

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Auf den mit „(A)“ bezeichneten Flächen des allgemeinen
Wohngebiets am Turmweg sind im Erdgeschoss und im
ersten Obergeschoss nur nicht störende Gewerbebetriebe,
Anlagen für Verwaltungen und Räume für freie Berufe im
Sinne des § 13 der Baunutzungsverordnung in der Fassung
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), zulässig.

2. Im reinen Wohngebiet sind die viergeschossigen Bau-
körper jeweils zu den festgesetzten Gehrechten hin auf
mindestens 40 vom Hundert der jeweiligen Gebäudelänge
auf bis zu zwei Vollgeschosse abzustaffeln.

3. Im reinen Wohngebiet können zu den Gehrechten hin
Überschreitungen der Baugrenzen durch Erker und Bal-
kone bis zu 1,5 m oberhalb einer lichten Höhe von 6 m
sowie zur Erschließung erforderliche Brücken oberhalb
einer lichten Höhe von 4 m über den Gehrechten zugelas-
sen werden. Im allgemeinen Wohngebiet am Turmweg
können Überschreitungen der Baugrenzen durch Terras-
sen, Balkone und Fahrstuhlschächte bis zu 4 m zugelassen
werden.

4. Im Kerngebiet entlang der Rothenbaumchaussee sind die
Aufenthaltsräume durch geeignete Grundrissgestaltung
den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit
die Anordnung der in Satz 1 genannten Räume an den
lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss
für diese Räume ein ausreichender Lärmschutz durch
bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außen-
wänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden.

5. In den Kerngebieten sind Spielhallen und ähnliche Unter-
nehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, die der
Aufstellung von Spielgeräten mit oder ohne Gewinnmög-
lichkeiten dienen, sowie Vorführ- und Geschäftsräume,
deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit
sexuellem Charakter ausgerichtet ist, unzulässig. Tankstel-
len im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen
sind unzulässig. Ausnahmen für Tankstellen nach § 7
Absatz 3 Nummer 1 der Baunutzungsverordnung werden
ausgeschlossen. Einkaufszentren und großflächige Han-
dels- und Einzelhandelsbetriebe nach § 11 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung sind unzulässig.

6. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Fahr- und
Gehwege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen.

7. Die nicht überbauten Flächen von Tiefgaragen sind mit
einem mindestens 0,5 m starken durchwurzelbaren Subs-

Verordnung
über den Bebauungsplan Rotherbaum 27

Vom 6. März 2006

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
zuletzt geändert am 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525),
§ 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563) und § 6 Absätze 4
und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung
vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am
20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2, § 3
Absatz 2 und § 4 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar 2005
(HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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trataufbau herzustellen. Soweit Bäume angepflanzt
werden, muss auf einer Fläche von 12 m² je Baum die
Schichtstärke mindestens 1 m betragen.

8. Das auf dem Flurstück 1632 der Gemarkung Rotherbaum
festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht umfasst die
Befugnis, für den Anschluss des Flurstücks 1638 an die
Hallerstraße eine Zufahrt anzulegen und zu unterhalten
sowie die Befugnis, der Hamburger Gaswerke GmbH, der
Hamburger Wasserwerke GmbH, der Hamburgischen
Electricitäts-Werke AG und der Deutschen Telekom AG,
unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten.
Geringfügige Abweichungen von dem festgesetzten Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht können zugelassen werden.

9. Die auf den Flurstücken 1629, 1631, 1632, 1637, 1639, 1641
und 1654 der Gemarkung Rotherbaum festgesetzten Geh-
rechte umfassen die Befugnis der Freien und Hansestadt
Hamburg, allgemein zugängliche Wege anzulegen und zu

unterhalten. Geringfügige Abweichungen von den fest-
gesetzten Gehrechten können zugelassen werden.

10. Im reinen und allgemeinen Wohngebiet sind die Dächer
der Gebäude extensiv zu begrünen.

11. Im Kerngebiet an der Rothenbaumchaussee kann eine
Überschreitung der Baugrenzen bis zu 5 m durch unter-
geordnete Bauteile wie Stützen, Sonnenschutz- und Dach-
konstruktionen zugelassen werden.

12. Für die nach der Planzeichnung zu erhaltenden Bäume
und Baumreihen sind bei Abgang Ersatzpflanzungen vor-
zunehmen. Dabei sind Bäume mit einem Stammumfang
von mindestens 16 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, zu verwenden.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 6. März 2006.

Das Bezirksamt Eimsbüttel

Artikel 1

Dem am 28. Oktober 2005 unterzeichneten Staatsvertrag
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land
Niedersachsen zur Änderung des Staatsvertrages vom 
2. Mai 1991 wird zugestimmt.

Artikel 2

Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht.

Artikel 3

Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 in
Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt zu geben.

Ausgefertigt Hamburg, den 7. März 2006.

Der Senat

Zweites Gesetz
zum Staatsvertrag

mit dem Land Niedersachsen zur Änderung des Cuxhaven-Staatsvertrages 
Vom 7. März 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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1. Niedersachsen hat die Mehrzweckumschlaganlage im
Amerikahafen zwischenzeitlich gebaut und in Betrieb
genommen. Artikel 4 des Staatsvertrages ist damit erfüllt.

2. Zwischen den Häfen Cuxhaven und Hamburg ist dadurch
keine hafenwirtschaftliche Konkurrenz an der Elbmün-
dung entstanden. Ein Bedürfnis für eine Konkurrenz-
schutzabrede besteht danach nicht mehr.

3. Auf der Grundlage der in Artikel 3 des Staatsvertrages
vereinbarten Konsultationen werden sich beide Länder
auch zukünftig über Vorhaben mit Bezug auf den Hafen
Cuxhaven informieren. Gemeinsame Interessen sind in

diesem Zusammenhang insbesondere die seewärtigen
Zufahrten zu den Häfen unter Berücksichtigung des
europäischen Rechtsrahmens. Die individuellen Hafen-
planungen bleiben hiervon unberührt.

4. Niedersachsen sichert zu, dass – sofern nach Bundeswasser-
straßenrecht möglich – durch weitere Entwicklungen im
Hafen Cuxhaven die seewärtigen Zu- und Abfahrten zum
und vom Hamburger Hafen nicht beeinträchtigt werden.

5. Die Politik beider Länder hat die nachhaltige Stärkung der
maritimen Wirtschaft in Norddeutschland mit den dazu
gehörigen Infrastrukturmaßnahmen zum Ziel. 

Begleitbrief
zum Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg 

und dem Land Niedersachsen, 
zur Änderung des Staatsvertrages vom 2. Mai 1991

Hamburg, den 28. Oktober 2005

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Für den Senat

gez. Gunnar Uldall
Präses der Behörde für Wirtschaft und Arbeit

Hamburg, den 28. Oktober 2005

Für das Land Niedersachsen
Für den Ministerpräsidenten
Niedersächsisches Ministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

gez. Walter Hirche
Minister

Staatsvertrag
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg,

vertreten durch den Senat, und dem Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

zur Änderung des Staatsvertrages vom 2. Mai 1991

Um eine wirtschaftlich zweckmäßige Regelung aller Seeha-
fenfragen zu gewährleisten und den gemeinsamen Interessen
der Länder Niedersachsen und Hamburg an einer aufeinander
abgestimmten Seehafenpolitik Rechnung zu tragen, schließen
die Freie und Hansestadt Hamburg und das Land Niedersach-
sen folgenden Staatsvertrag zur Änderung des zwischen ihnen
bestehenden Staatsvertrages vom 2. Mai 1991: 

Artikel 1

Artikel 5 des Staatsvertrages vom 2. Mai 1991 wird auf-
gehoben.

Artikel 2

Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifika-
tionsurkunden werden ausgetauscht. Der Staatsvertrag tritt
nach Zustimmung der verfassungsmäßig zuständigen Organe
der vertragschließenden Länder am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf den Austausch der Ratifikationsurkunden folgt.

Hamburg, den 28. Oktober 2005

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Für den Senat

gez. Gunnar Uldall
Präses der Behörde für Wirtschaft und Arbeit

Hamburg, den 28. Oktober 2005

Für das Land Niedersachsen
Für den Ministerpräsidenten
Niedersächsisches Ministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

gez. Walter Hirche
Minister
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A r t i k e l  1

Dem am 27. Oktober 2005 unterzeichneten Abkommen
zur Änderung des Abkommens über die einheitliche 
Ausbildung der Anwärter für den höheren Polizeivollzugs-
dienst und über die Polizei-Führungsakademie wird zuge-
stimmt.

A r t i k e l  2

Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht.

A r t i k e l  3

Der Tag, an dem das Abkommen in Kraft tritt, ist im Ham-
burgischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu geben.

Ausgefertigt Hamburg, den 7. März 2006.

Der Senat

Zweites Gesetz
zum Abkommen zur Änderung des Abkommens
über die einheitliche Ausbildung der Anwärter

für den höheren Polizeivollzugsdienst und über die Polizei-Führungsakademie
Vom 7. März 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Abkommen
zur Änderung des Abkommens über die einheitliche Ausbildung der Anwärter
für den höheren Polizeivollzugsdienst und über die Polizei-Führungsakademie

Die Bundesrepublik Deutschland, 
das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein,
der Freistaat Thüringen 

schließen als Träger der Deutschen Hochschule der Polizei (im
Folgenden „Träger“ genannt) vorbehaltlich der etwa erforder-
lichen Zustimmung ihrer gesetzgebenden Körperschaften
nachstehendes Abkommen.
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Abschnitt I

Die Polizei-Führungsakademie wird in die Deutsche Hoch-
schule der Polizei (DHPol) umgewandelt.

Abschnitt II

Das Abkommen über die einheitliche Ausbildung der An-
wärter für den höheren Polizeivollzugsdienst und über die
Polizei-Führungsakademie vom 28. April 1972, geändert durch
das Änderungsabkommen vom 8. November 1991, wird wie
folgt geändert: 

1. Die Bezeichnung des Abkommens wird wie folgt ge-
ändert:

Der erste Teil des Präpositionalobjektes „über die ein-
heitliche Ausbildung der Anwärter für den höheren
Polizeivollzugsdienst und“ wird gestrichen und das Wort
„Polizei – Führungsakademie“ durch die Wörter „Deut-
sche Hochschule der Polizei“ ersetzt.

2. In der Eingangsformel werden nach dem Wort „schließen“
die Wörter „als Träger der Deutschen Hochschule der
Polizei (im Folgenden „Träger“ genannt)“ eingefügt. 

3. a) Die Überschrift über Artikel 1 entfällt. 

b) In Artikel 1 wird Absatz 1 wie folgt gefasst: 

„Die Polizei-Führungsakademie wird in die Deutsche
Hochschule der Polizei umgewandelt. Die Hoch-
schule ist eine gemeinsame Hochschule des Bundes
und der Länder. Sie ist eine Einrichtung des Landes
Nordrhein-Westfalen mit Sitz in Münster.“

c) In Absatz 2 wird ein neuer Satz 1 eingefügt: „Die
Hochschule unterliegt der Dienst- und Fachaufsicht,
in Fragen von Lehre und Forschung der Rechts-
aufsicht.“ Der bisherige Satz 1 wird Satz 2. In Satz 2
werden vor dem Wort „Fachaufsicht“ die Wörter
„Rechts- und“ eingefügt. Ein neuer Satz 3 wird ange-
fügt: „Sie setzen dazu ein Kuratorium ein.“ 

4. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen über
die Deutsche Hochschule der Polizei (Polizeihochschul-
gesetz – DHPolG) ist Bestandteil des Abkommens. Das
Land Nordrhein-Westfalen wird ermächtigt, notwendig
werdende Änderungen des Polizeihochschulgesetzes
infolge Bundesrechts oder Rechts des Landes Nordrhein-
Westfalen nach Zustimmung der Träger vorzunehmen. 

(2) Die Professorinnen und Professoren sowie die Lehr-
kräfte für besondere Aufgaben haben den Praxisbezug 
zu gewährleisten. Dies gilt insbesondere in den polizei-
spezifischen Fächern. Der Anteil des höheren Polizei-
vollzugsdienstes am gesamten Lehrpersonal darf 40 Pro-
zent nicht unterschreiten.“

5. a) Überschrift über Artikel 3 entfällt. 

b) Artikel 3 Absatz 1 entfällt. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 1. 

d) Der neue Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: „Im
Kuratorium haben der Bund und jedes Land je eine
Stimme.“

e) Im neuen Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Vertreter“
durch das Wort „Vertretung“ ersetzt. 

f) Im neuen Absatz 1 Satz 4 entfallen in der Aufzählung
die Klammerzusätze. 

g) aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 
„Genehmigung des Beitrags zum Haushaltsvor-
anschlag“

bb) Nummer 3 wird neu eingefügt:
„Bestellung der Präsidentin oder des Präsidenten
und der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten
oder Berufung der Präsidentin oder des Präsiden-
ten in ein Beamtenverhältnis auf Zeit,“

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und
erhält folgende Fassung: 
„Berufung von Professorinnen und Professoren,
Bestellung der Leiterinnen oder Leiter der Ins-
titute und der Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben,“

dd) Nummer 5 wird neu eingefügt:
„Zustimmung zur Verleihung der Bezeichnung
„Honorarprofessorin“ oder „Honorarprofessor“,“ 

ee) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 6. Der
Klammerzusatz „Artikel 16“ wird in „Artikel 5“
geändert. 

h) Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 2 und wie
folgt gefasst:
„Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für die Dauer
von zwei Jahren eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden und eine Vertretung, die verschiedenen Trä-
gern angehören müssen.“

i) Der bisherige Absatz 4 wird neuer Absatz 3.
j) Artikel 4 Absatz 2 wird neuer Absatz 4. Dieser wird

wie folgt geändert:
Nach dem Wort „legt“ werden die Wörter „auf der
Grundlage des Jahresberichts der Präsidentin oder
des Präsidenten und der Stellungnahme des Senats
der Hochschule“ eingefügt und das Wort „Polizei-
Führungsakademie“ durch das Wort „Hochschule“
ersetzt. 

k) Absatz 5 entfällt.

6. Artikel 4 Absatz 1 entfällt. 

7. Die Überschrift über Artikel 5 entfällt. 

8. Artikel 5 bis 13 und die Überschriften über Artikel 10 bis
12 entfallen. 

9. a) Artikel 14 wird Artikel 4. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
„Die Planstellen, die Bezüge und sonstigen Aufwen-
dungen für die Präsidentin oder den Präsidenten, die
Professorinnen und Professoren und für die Be-
amtinnen und Beamten, Angestellten und Arbeite-
rinnen und Arbeiter werden im Haushaltsplan der
Hochschule veranschlagt.“

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„Soweit Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zur Hochschule abgeordnet werden, verpflichten sich
die Träger, für diese Personen entsprechend ihren
Funktionen bei der Hochschule in ihren Haushalts-
plänen entsprechende Planstellen auszuweisen. Die
Dauer der Abordnung soll im Einzelfall sechs Jahre
nicht überschreiten.“

d) In Absatz 3 Satz 1 werden vor dem Wort „Beamten“
die Wörter „Beamtinnen und“ eingefügt und das
Wort „Polizei-Führungsakademie“ durch das Wort
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„Hochschule“ ersetzt. In Satz 2 wird das Wort
„Polizei-Führungsakademie“ durch das Wort „Hoch-
schule“ ersetzt.

e) In Absatz 4 werden die Wörter „an dem Lehrkörper“
durch die Wörter „an den Lehrkräften für besondere
Aufgaben“ ersetzt.

10. Die Überschriften über Artikel 15 und 16 und Artikel 15
entfallen. 

11. a) Artikel 16 wird Artikel 5. 

b) In den Absätzen 1 bis 4 des neuen Artikels 5 wird das
Wort „Polizei-Führungsakademie“ durch das Wort
„Hochschule“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 wird „%“ durch „v. H.“, das Wort „Betei-
ligten“ durch das Wort „Trägern“ und das Wort „getra-
gen“ durch das Wort „aufgebracht“ ersetzt. 

d) in Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Beteiligten“ durch
das Wort „Träger“ ersetzt. 

12. Artikel 17 wird Artikel 6 und in Satz 1 wird das Wort
„Beteiligten“ durch das Wort „Träger“ ersetzt. 

13. Artikel 18 und die Überschrift über Artikel 20 entfallen.

14. a) Artikel 20 wird Artikel 7.

b) Im Absatz 2 wird das Wort „Beteiligten“ durch das
Wort „Trägern“ ersetzt. Im Absatz 3 wird das Wort
„Beteiligten“ durch das Wort „Träger“ ersetzt und im
Absatz 4 wird das Wort „Beteiligten durch das Wort
„Trägers“ ersetzt.

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Hierbei sind die vom Land Nordrhein-Westfalen für
das ehemalige Polizei-Institut Hiltrup vor In-Kraft-
Treten des Abkommens vom 28. April 1972 erbrach-
ten Leistungen zu berücksichtigen.“

Abschnitt III

Die Frist des Artikels 7 Absatz 1 beginnt mit dem In-Kraft-
Treten dieses Abkommens erneut zu laufen. 

Die Zustimmungserklärungen sind gegenüber dem Innen-
ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen abzugeben.

Für die Bundesrepublik Deutschland
Bundesminister des Innern
gez. Otto Schilly

Für das Land Baden-Württemberg
Der Innenminister
gez. Heribert Rech

Für den Freistaat Bayern
Der Staatsminister des Innern
gez. Dr. Günther Beckstein

Für das Land Berlin
Für den Regierenden Bürgermeister von Berlin
Der Senator für Inneres
gez. Dr. Ehrhart Körting

Für das Land Brandenburg
Der Ministerpräsident
Vertreten durch den Minister des Innern
gez. Jörg Schönbohm

Für die Freie Hansestadt Bremen
Der Senator für Inneres und Sport
gez. Thomas Röwekamp

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Für den Senat
Der Präses der Behörde für Inneres
gez. Udo Nagel

Für das Land Hessen
Der Minister des Innern und für Sport
gez. Volker Bouffier

Für das Land Niedersachsen
Für den Ministerpräsidenten
Der Minister für Inneres und Sport
gez. Uwe Schünemann

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Namens des Ministerpräsidenten
Der Innenminister
gez. Dr. Fritz Behrens

Für das Land Rheinland-Pfalz
In Vertretung des Ministerpräsidenten
Der Minister des Innern und für Sport
gez. Karl Peter Bruch

Für das Saarland
Die Ministerin für Inneres,
Familie, Frauen und Sport
gez. Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen
Für den Ministerpräsidenten
Der Staatsminister des Innern
gez. Dr. Thomas de Maizière

Für das Land Sachsen-Anhalt
Für den Ministerpräsidenten des Landes Sachsen-Anhalt
Der Minister des Innern des Landes Sachsen-Anhalt
gez. Klaus-Jürgen Jeziorsky

Für das Land Schleswig-Holstein
Für den Ministerpräsidenten
Der Innenminister
gez. Dr. Ralf Stegner

Für den Freistaat Thüringen
Der Innenminister
gez. Dr. Karl Heinz Gasser

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Für den Ministerpräsidenten
Der Innenminister
gez. Dr. Gottfried Timm
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Verordnung
über die Veränderungssperre Bahrenfeld 48

Vom 8. März 2006

Auf Grund von § 14 und § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs
in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415),
zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in
Verbindung mit § 4 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der
Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt
geändert am 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), und § 2
Satz 1 Nummer 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau
vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar
2005 (HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:

Einziger Paragraph

(1) Zur Sicherung der Planung wird eine Veränderungs-
sperre für die in der Anlage durch eine schwarze Linie
begrenzte Fläche des Bebauungsplan-Entwurfs Bahrenfeld 48
(Bezirk Altona, Ortsteil 214) für zwei Jahre festgesetzt.

(2) Die Veränderungssperre nach Absatz 1 hat zum Inhalt,
dass

1. Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs nicht
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
dürfen;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verände-
rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Entschädigungsberechtigter kann eine Entschädigung
verlangen, wenn die in § 18 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetz-
buchs bezeichneten Nachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem örtlich
zuständigen Bezirksamt beantragt. Das Erlöschen eines
Entschädigungsanspruchs richtet sich nach § 18 Absatz 3
des Baugesetzbuchs.

2. Unbeachtlich ist eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 des Bauge-
setzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften, wenn sie nicht inner-
halb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser Ver-
ordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Hamburg, den 8. März 2006.

Das Bezirksamt Altona
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Anlage zur Verordnung
über die Veränderungssperre
Bahrenfeld 48
Maßstab 1:5000
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung

zur Festlegung der Einkommensgrenzen nach § 9 Absatz 3
des Wohnraumförderungsgesetzes

Vom 14. März 2006

Auf Grund von § 9 Absatz 3 Satz 1 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376),
zuletzt geändert am 15. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3450, 3454),
wird verordnet: 

In § 2 der Verordnung zur Festlegung der Einkommens-
grenzen nach § 9 Absatz 3 des Wohnraumförderungsgesetzes
vom 8. Januar 2002 (HmbGVBl. S. 3) wird die Zahl „60“ durch
die Zahl „100“ ersetzt.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 14. März 2006.
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